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A. Landesverwaltungsamt 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates 

Gefahrenabwehr, Hoheitsangelegenheiten, Sport 
über die Auslegungszeiten des externen Alarm- und 
Gefahrenabwehrplanes für den Betriebsbereich der 

GHC Gerling, Holz & Co. Handels GmbH,  
Betriebsstätte Nauendorf, Löbejüner Straße 21,  

06193 Wettin-Löbejün OT Merbitz 
 
Auf der Grundlage der Verordnung zur Aufstellung exter-
ner Alarm- und Gefahrenabwehrpläne (AlGefPl-VO) vom 
04. Oktober 2001, Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Sachsen-Anhalt, S. 400, zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 15. Dezember 2020, Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt, S. 732 wird der 
Plan für die 
 

GHC Gerling, Holz & Co. Handels GmbH, 
Betriebsstätte Nauendorf, 

Löbejüner Straße 21, 
06193 Wettin-Löbejün OT Merbitz 

 
in der Zeit vom 26. Juli bis 27. August 2021 in der Stadt 
Wettin-Löbejün, Ordnungsverwaltung, Markt 1, 06193 
Wettin-Löbejün während der Sprechzeiten:  
 
Dienstag  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  

13:00 Uhr bis 18:00 Uhr, 
Mittwoch  08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  

13:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
öffentlich ausgelegt. In dieser Zeit können Bedenken oder 
Anregungen zu diesem Plan an Herrn Walter, SB Feuer-
wehr/Brandschutz, Tel. 034603 757-25 oder per E-Mail: 
brandschutz-feuerwehr@mail-wl.de vorgebracht werden.  
 

---------- 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates 

Gefahrenabwehr, Hoheitsangelegenheiten, Sport 
über die Auslegungszeiten des externen Alarm- und 
Gefahrenabwehrplanes für den Betriebsbereich der 
DOW Olefinverbund GmbH, Sol- und Speicherfeld 

Teutschenthal, Lange Lauchstädter Straße 45,  
06179 Teutschenthal 

 
Auf der Grundlage der Verordnung zur Aufstellung exter-
ner Alarm- und Gefahrenabwehrpläne (AlGefPl-VO) vom 
04. Oktober 2001, Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Sachsen-Anhalt, S. 400, zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 15. Dezember 2020, Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt, S. 732 wird der 
Plan für die 
 

DOW Olefinverbund GmbH, 
Sol- und Speicherfeld Teutschenthal, 

Lange Lauchstädter Straße 45, 
06179 Teutschenthal 

 
in der Zeit vom 26. Juli bis 27. August 2021 in der Ge-
meinde Teutschenthal, Am Busch 19, 06179 Teutschent-
hal im Raum 005 (KG) während der aktuellen Öffnungszei-
ten öffentlich ausgelegt.  
Eine Einsichtnahme ist nur nach vorheriger Terminverein-
barung unter Tel. 034601 / 36 644, dirk.moebius@ge-
meinde-teutschenthal.de oder Tel. 034601 / 36 650,  
lysann.treff@gemeinde-teutschenthal.de möglich. 
In dieser Zeit können Bedenken oder Anregungen zu die-
sem Plan an Herrn Moebius oder Frau Treff vorgebracht 
werden.  
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Wirtschaft über die Ausschreibung  

bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger (m/w/d)  
für den Kehrbezirk Harzkreis Nr. 24 
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Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
gerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger wird 
im Land Sachsen-Anhalt für eine Bestellung zum 01. Ok-
tober 2021 (Vergabetermin) folgender Kehrbezirk ausge-
schrieben: 

 
Harzkreis Nr. 24 

 
Der vollständige Ausschreibungstext kann ab dem 15. Juli 
2021 unter www.bund.de sowie unter www.lvwa.sachsen-
anhalt.de abgerufen werden. Ferner liegt der Ausschrei-
bungstext bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist im Landes-
verwaltungsamt beim Referat Wirtschaft zu jedermanns 
Einsicht aus. 
 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 16. August 
2021 (Ausschlussfrist) an das 

 
Landesverwaltungsamt 

Referat Wirtschaft 
Ernst-Kamieth-Straße 2 

06112 Halle (Saale) 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
allgemeinen Vorprüfung nach § 9 des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m.  
§ 7 UVPG im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
zum Antrag der OHplus GmbH in 39418 Staßfurt auf 

Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des  
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen 

Änderung der Glycerinaufbereitungsanlage in  
39418 Staßfurt, Landkreis Salzlandkreis 

 
Die OHplus GmbH in 39418 Staßfurt beantragte mit 

Schreiben vom 14.05.2019 beim Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die we-

sentliche Änderung der  
 

Glycerinaufbereitungsanlage mit einer Kapazität von 
16.000 t/a 

 
Hier: Erweiterung der Anlage um eine dritte  

Destillationslinie und Erhöhung der  
Kapazität auf 27.000 t/a 

 
auf einem Grundstück in 39418 Staßfurt 
 
in der Gemarkung: Staßfurt, 
Flur:   1, 
Flurstück:  1703. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung nach § 9 UVPG i. 
V. m. § 7 UVPG festgestellt wurde, dass durch das ge-
nannte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen zu befürchten sind, sodass im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 

- Der Anlagenstandort befindet sich in einem traditionel-
len Industriegebiet (Kraftwerksstandort) im Norden von 
Staßfurt. 

 
- Folgende Schutzgebiete befinden sich im näheren 

Umfeld der Anlage: 
 

 
 

Aufgrund der gleichbleibenden Emissionen und der re-
lativ großen Abstände zu o. g. FFH-Gebieten sind 
nachteilige Auswirkungen auf die Erhaltungs- und Ent-
wicklungsziele dieser europäischen Schutzgebiete 
nicht zu erwarten. 

 
- Durch die beantragte Anlagenerweiterung entstehen 

keine neuen Emissionsquellen, da der aus der dritten 
Glycerindestillation zusätzlich anfallende Abluftstrom in 
der bestehenden Abluftbehandlungsanlage behandelt 
wird. Dieser Abluftbehandlungsanlage wird zusätzlich 
ein Abluftwäscher vorgeschaltet, der die Reinigungs-
leistung der Abluftbehandlung insgesamt verbessern 
wird. 

 
- Neue lärmrelevante Apparate werden nach dem Stand 

der Lärmminderungstechnik ausgelegt. Auch nach An-
lagenerweiterung wird es nicht zu erheblich nachteili-
gen Lärmimmissionen kommen. 

 
- Die Glycerinaufbereitungsanlage bleibt auch nach der 

Änderung ein Betriebsbereich der unteren Klasse nach 
Störfall-Verordnung. Die technischen Anforderungen 
an die sichere Auslegung und den Betrieb der Anlage 
werden vollständig erfüllt. Es ergeben sich keine Ge-
fahren oder negative Auswirkungen der Anlage auf die 
Nachbarschaft und die Umgebung. Anhand einer Aus-
breitungsprognose wurde nachgewiesen, dass die 
nach KAS-18 geforderten Sicherheitsabstände zu be-
nachbarten Schutzobjekten sicher eingehalten wer-
den. 

 
- Dadurch, dass es sich bei den baulichen Veränderun-

gen der Glycerinaufbereitungsanlage um eine flächen-
mäßig geringe Erweiterung (ca. 104 m2) eines beste-
henden Produktionsgebäudes handelt, ist nicht zu er-
warten, dass sich das Vorhaben erheblich nachteilig 
auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und die biologische 
Vielfalt, Boden und Fläche auswirken wird. 

 
- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutz-

gut Wasser sind nicht zu erwarten. 
 
- Relevante Auswirkungen auf das Klima werden durch 

das Vorhaben nicht hervorgerufen. 
 
- Da sich durch die bauliche Erweiterung des bestehen-

den Produktionsgebäudes (Verlängerung des Gebäu-
des um ca. 9 m) das Gesamterscheinungsbild der An-
lage nicht wesentlich verändern wird, sind erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf das Landschaftsbild und 
die o. g. Schutzgebiet nicht zu erwarten. 

 
- Relevante nachteilige Wechselwirkungen zwischen 

den Schutzgütern sind nicht zu erwarten. 
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Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben der §§ 9 und 7 UVPG durchgeführt worden ist 
und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 

 
---------- 

 
Öffentliche Bekanntgabe des Referates  

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  

Vorprüfung nach § 7 des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen 
des Widerspruchsverfahrens zum Antrag der Firma 

Energiepark Hadmersleben GmbH in 39387  
Oschersleben (Bode), OT Hadmersleben, auf  

Erteilung einer Genehmigung nach § 4 BImSchG für 
die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur  

Nutzung von Windenergie mit einer Gesamthöhe von 
mehr als 50 Metern und weniger als 20  

Windkraftanlagen am Standort Bitterfeld-Wolfen in 
39387 Oschersleben (Bode), OT Hadmersleben, 

Landkreis Börde 
 
Die Energiepark Hadmersleben GmbH in 39387 Oschers-
leben (Bode), OT Hadmersleben, beantragte mit Schrei-
ben vom 30.05.2016 beim Landkreis Börde die Genehmi-
gung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb einer 
 

Anlage zur Nutzung von Windenergie mit einer Ge-
samthöhe von mehr als 50 Metern und weniger als 20 

Windkraftanlagen 
 
in 39387 Oschersleben (Bode), OT Hadmersleben 
 
Gemarkung: Hadmersleben, 
Flur:   7, 
Flurstücke: 21, 42 und 75. 
 
Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, 
dass in dem Widerspruchsverfahren im Rahmen einer 
Vorprüfung nach § 7 UVPG festgestellt wurde, dass durch 
das genannte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen zu befürchten sind, sodass im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 
- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutz-

gut Menschen, insbesondere verursacht durch die mit 
der Errichtung und dem Betrieb der geplanten Wind-
kraftanlagen verbundenen Geräusch-und Schatten-
wurfimmissionen, können im Ergebnis der vorgelegten 
Geräuschimmissions- und Schattenwurfgutachten 
ausgeschlossen werden. 

- Auf angrenzende Biotopstrukturen (Gehölzbestände) 
sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. Der 
mit der Versiegelung verbundene Eingriff wird durch 
die geplanten Kompensationsmaßnahmen (u. a. Ru-
deralisierung im Bereich Mastfuß, Lückenschluss von 
Baumreihen (Esche) – Schachtweg) ausgeglichen. 

- Bei Begehungen der von dem Vorhaben beanspruch-
ten Ackerflächen wurden keine Vorkommen von Feld-
hamstern nachgewiesen. 

- In der Gesamtbetrachtung können bei einigen Kleinvo-
gelarten (z.B. Wachtel, Feldlerche, Wiesenschafstelze) 
Verluste durch Vogelschlag auftreten bzw. es ist eine 
Umgruppierung von Revieren im Umfeld der geplanten 
Anlagen möglich. Auch kann aufgrund des hohen 
Raumbedürfnisses von Greifvögeln zur Brutzeit sowie 
der gelegentlichen Frequentierung des Standortes, 
z.B. bei der Nahrungssuche oder Überflügen, eine Be-
troffenheit der im Umfeld vorkommenden Greifvogelar-
ten und weiteren Großvögeln in Form einzelner 
Schlagopfer über den Betriebszeitraum der geplanten 
Anlagen nicht mit letztendlicher Sicherheit ausge-
schlossen werden. Ein signifikantes, d.h. populations-
gefährdendes Schlagrisiko durch die Errichtung des 
Windfeldes lässt sich jedoch für keine der Spezies ab-
leiten. 

- Es sind keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf 
Fledermäuse im Umfeld der geplanten Anlage zu er-
warten. 

- Die mit dem Vorhaben verbundenen Flächenversiege-
lungen werden vollständig kompensiert. Erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden 
und Fläche sind daher nicht zu erwarten.  

- Das Vorhaben verursacht keine erheblichen nachteili-
gen Auswirkungen hinsichtlich der Grundwasserneu-
bildung und dem nächsten Wasserschutzgebiet Zone 
3„Halberstadt / Klus“. Der Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen erfolgt in geschlossenen System.  

- Aufgrund der unmittelbaren Vorbelastung durch den 
Bestandswindpark und weiträumiger betrachtet, der 
Vorbelastung durch den Windpark Egeln Nord sowie 
den Windpark Groß Germersleben kann nicht von ei-
ner Verunstaltung des Landschaftsbildes ausgegan-
gen werden. 

- Aufgrund der aus Sicht des Denkmalschutzes relativ 
großen Abstände zu den nächsten Orten (u. a. Wes-
teregeln und Kroppenstedt) und aufgrund der Vorbe-
lastung durch den Bestandswindpark sind erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter 
nicht zu erwarten. 

- Zusammenfassend wird festgestellt, dass durch das 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen auf die einzelnen Schutzgüter zu erwarten sind. 
Daher ergeben sich hierdurch auch keine relevanten 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 7 UVPG durchgeführt worden ist und ob 
das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung über die 
Entscheidung zum Antrag der VPL Coatings GmbH & 
Co. KG, Kunstseidestraße 7, 06766 Bitterfeld-Wolfen, 
OT Wolfen,Chemiepark, Areal A auf Erteilung einer 
Genehmigung nach § 23b des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zur störfallrelevanten Errichtung und 
Betrieb einer nicht genehmigungsbedürftigen Anlage 

zur Herstellung von Verpackungsmittellacken in 
06766 Bitterfeld-Wolfen, Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
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Auf Antrag der VPL Coatings GmbH & Co. KG in 06766 
Bitterfeld-Wolfen, OT Wolfen, Kunstseidestraße 7 wird die 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 23b des 
Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb einer 
 
Anlage zur Herstellung von Verpackungsmittellacken 
Herstellung von Anstrich- oder Beschichtungsstoffen 

mit einer Kapazität von 6000 t/a (max. 24 t/d) 
 
auf dem Grundstück in 06766 Bitterfeld-Wolfen, 
  
Gemarkung:  Wolfen,   
Flur:  17,   
Flurstück: 7/1 
 
durch das Landesverwaltungsamt erteilt.  
 
Die Genehmigung ist gemäß § 23b Abs. 1 BImSchG mit 
Bedingungen und Auflagen zur Erfüllung der Genehmi-
gungsvoraussetzungen verbunden und enthält folgende 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Halle (Justizzentrum Halle, Thüringer Straße 16, 06112 
Halle (Saale)) erhoben werden. 
 
Der Genehmigungsbescheid einschließlich der Begrün-
dung liegt in der Zeit vom 
 

16.07.2021 bis einschließlich 29.07.2021 
 
bei folgenden Behörden aus und kann zu den angegebe-
nen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadt Bitterfeld-Wolfen,  

Verwaltungssitz OT Bitterfeld  
Zimmer 312 
Markt 7 
06749 Bitterfeld-Wolfen 

  
Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr und  

von 13:00 bis 16:00 Uhr 
Di. von 09:00 bis 12:00 Uhr und  

von 13:00 bis 18:00 Uhr 
Mi. von 09:00 bis 12:00 Uhr  
Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und  

von 13:00 bis 18:00 Uhr 
Fr. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 
(Beachten Sie bitte, dass die Stadtverwaltung Bitterfeld-
Wolfen, zur Eindämmung des Corona-Virus für die Öffent-
lichkeit nicht zugängig ist. Eine persönliche Einsichtnahme 
in die Antragsunterlagen ist nur nach vorheriger Terminab-
stimmung möglich.  
Zur Terminvereinbarung nutzen Sie bitte die Telefonnum-
mern: 03494/6660732. 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

Raum A 123 
 Dessauer Str. 70   
 06118 Halle (Saale) 
  
Mo. - Do.   von 08:00 bis 16:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr 
 

(Beachten Sie bitte, dass das Landesverwaltungsamt zur 
Eindämmung des Corona-Virus für die Öffentlichkeit nicht 
zugängig ist. Eine persönliche Einsichtnahme in die An-
tragsunterlagen ist nur nach vorheriger Terminabstim-
mung möglich. Zur Terminvereinbarung nutzen Sie bitte 
die Telefonnummern: 0345 514 2253 bzw. 2258). 
 
Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, wird durch 
diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom Tage der 
öffentlichen Bekanntmachung an bis zum Ablauf der Kla-
gefrist können der Bescheid und seine Begründung von 
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schrift-
lich beim Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 
06112 Halle (Saale) angefordert werden. Die Übersen-
dung des Bescheides erfolgt formlos und setzt keine 
neuen Rechtsmittelfristen in Gang. Mit dem Ende der o. g. 
Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, 
die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Halle (Justizzentrum Halle, Thüringer Straße 16, 06112 
Halle (Saale)) erhoben werden. 
 

---------- 
 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates Wasser 

zur Vorprüfung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m.  
§ 7 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVPG) im Rahmen des  
Planfeststellungsverfahrens zum Antrag der  

Fa. Wasserkraftwerke H. Soller in 85290 Ilmendorf auf 
Erteilung eines Planänderungsbeschlusses nach  
§ 76 Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

(VwVfG) für eine unwesentliche Planänderung der 
Wasserkraftanlage Pögritzmühle Wettin an der Saale 

in 06193 Wettin, Landkreis Saalekreis 
 
Die Fa. Wasserkraftwerke H. Soller in 85290 Ilmendorf be-
antragte mit Datum vom 19. April 2021 beim Landesver-
waltungsamt die Genehmigung einer 2. Planänderung für 
den Wehrumbau am Großen Wettiner Wehr im Rahmen 
des Planfeststellungsbeschlusses zur Errichtung der Was-
serkraftanlage Pögritzmühle in 06193 Wettin. 
 
Grundstück 
Landkreis:  Saalekreis, 
Gemarkung: Wettin, 
Flur:  2, 
Flurstück: 1053. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekanntgegeben, dass im 
Rahmen der Vorprüfung nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 7 
Abs. 1 UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte 
Vorhaben bzw. mit den Änderungen keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen zu erwarten sind, so dass im 
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens nach § 76 Abs. 
3 VwVfG keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erfor-
derlich ist.    
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentlichen Gründe für die Feststellung: 
 
- Mit der geplanten Verlängerung des Auslaufgerinnes 

für den Fischabstieg bleibt die bauzeitliche sowie die 
betriebs- bzw. anlagebedingte Hochwasserneutralität 
der Wasserkraftanlage gewährleistet. 



Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt Nr. 7 vom 15. Juli 2021 

 

 

114 

- Die geplante Veränderung wirkt sich nicht maßgeblich 
auf das Landschaftsbild im Umfeld des Großen Wetti-
ner Wehres aus. 

- Zusätzliche bauzeitliche Beeinträchtigungen der 
Schifffahrt oder andere Störungen Dritter während der 
Arbeiten sind nicht zu erwarten. Es werden keine Stau-
zielveränderungen vorgenommen.  

- Bezüglich Zufahrt und Bauablauf ergeben sich keine 
maßgeblichen Veränderungen.  

- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutz-
güter Tiere und Pflanzen, Biodiversität sowie Boden 
und Fläche sind mit der Verlängerung des Auslaufge-
rinnes nicht zu erwarten.  

- Alle baulichen Anlagen und der Sohlbereich in und 
nach der geplanten Freischussgasse werden so ge-
staltet, dass abdriftende Fische nicht verletzt werden.  

- Relevante Wirkungen auf die Schutzgüter Klima oder 
Luft werden mit dem Vorhaben nicht hervorgerufen.  

- Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Kulturgüter  
oder sonstige Sachgüter sind nicht zu erwarten.  

- Zusätzliche Risiken für die menschliche Gesundheit 
werden mit den Veränderungen des Planes nicht ge-
schaffen.  

- Da keine zusätzlichen, erheblich nachteiligen Wirkun-
gen auf Schutzgüter zu erwarten sind, ergeben sich 
auch keine relevanten Wechselwirkungen zwischen 
den Schutzgütern. 
 

Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Diese 
Einschätzung der zuständigen Behörde ist in einem ge-
richtlichen Verfahren betreffend die Zulassungsentschei-
dung nur daraufhin zu überprüfen, ob die Vorprüfung ent-
sprechen den Vorgaben des § 9 Abs. 4 i.V.m. § 7 UVPG 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis nachvollzieh-
bar ist. 
 

---------- 
 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates Wasser 

zur Vorprüfung nach § 9 Abs. 3 Nr. 2 UVPG i.V.m.  
§ 7 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVPG) im Rahmen des  
Planfeststellungsverfahrens zur Anzeige der  

Fa. Zeitzer Wasserkraft Gesellschaft mbH & Co. KG 
einer einfachen Planänderung nach § 76 Abs. 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) für eine  

unwesentliche Planänderung der Wasserkraftanlage 
Rossnerwehr bei Großosida, Burgenlandkreis 

  
Die Fa. Zeitzer Wasserkraft Gesellschaft mbH & Co. KG 
zeigte mit Datum vom 11. März 2021 beim Landesverwal-
tungsamt Planänderungen für die Wasserkraftanlage 
Rossnerwehr bei Großosida im Rahmen des Planfeststel-
lungsbeschlusses zur Errichtung der Wasserkraftanlage 
im Zuge der Erstellung der Ausführungsplanung an (AZ. 
404.1.8-62211-0165 und 404.1.8-62211-0165ä1). 
 
Grundstücke 
Landkreis:  Burgenlandkreis, 
Gemarkungen: Bergisdorf und Grana, 
Fluren:  Bergisdorf: 8; Grana: 3 
Flurstücke: Bergisdorf: 80; Grana: 17, 37, 38, 68. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekanntgegeben, dass im 
Rahmen der Vorprüfung nach § 9 Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. § 7 
Abs. 1 UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte 
Vorhaben mit den angezeigten Änderungen keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen zu erwarten sind, so dass 
im Rahmen der Änderungsanzeige nach § 76 Abs. 2 

VwVfG keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erfor-
derlich ist.   
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentlichen Gründe für die Feststellung: 
 
- Die geplante Verkleinerung des Turbinenhauses 

(Höhe von 8 m auf 4,50 m und Länge von 12,85 m auf 
10,35 m) und der Reduzierung der Höhe der Seiten-
wände der Fischaufstiegsanlage über dem Gelände 
wirken sich nicht maßgeblich und eher günstig auf das 
Landschaftsbild im Umfeld des Rossnerwehrs aus. 

- Die Änderung der Ausführung des Verschlusses des 
Zulaufs zur Fischabstiegsanlage als Doppelschütz mit 
2 Abstiegsfenstern statt eines Stemmtores führt zu kei-
nen neuen oder zusätzlichen nachteiligen Auswirkun-
gen für den Fischabstieg.   

- Bezüglich Zufahrt und Bauablauf ergeben sich keine 
maßgeblichen Veränderungen.  

- Neue nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Tiere und Pflanzen, Biodiversität sowie Boden und Flä-
che sind mit den konstruktiven Optimierungen der 
Fischaufstiegsanlage und der Fischabstiegsanlage 
nicht zu erwarten.  

- Relevante Wirkungen auf die Schutzgüter Klima oder 
Luft werden mit den Anpassungen nicht hervorgerufen.  

- Auf die Hochwasserneutralität haben die Anpassun-
gen keinen Einfluss. 

- Neue oder zusätzliche nachteilige Auswirkungen auf 
Kulturgüter oder sonstige Sachgüter sind nicht zu er-
warten.  

- Zusätzliche Risiken für die menschliche Gesundheit 
werden mit den Veränderungen des Planes nicht ge-
schaffen.  

- Da keine zusätzlichen, erheblich nachteiligen Wirkun-
gen auf Schutzgüter zu erwarten sind, ergeben sich 
auch keine relevanten Wechselwirkungen zwischen 
den Schutzgütern. 
 

Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Diese 
Einschätzung der zuständigen Behörde ist in einem ge-
richtlichen Verfahren betreffend die Zulassungsentschei-
dung nur daraufhin zu überprüfen, ob die Vorprüfung ent-
sprechen den Vorgaben des § 9 Abs. 4 i.V.m. § 7 UVPG 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis nachvollzieh-
bar ist. 
 

---------- 
 

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung des  
Referats Gesundheitswesen, Pharmazieüber die  
Gestattung gemäß § 79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz 

(AMG) zur Versorgung der Bevölkerung in Sachsen-
Anhalt mit Cisatracurio NORMON 2 mg/ml in  

spanischer Aufmachung 
 

vom 05. Juli 2021 
 
Die Allgemeinverfügung des Referats Gesundheitswesen, 
Pharmazie über die Gestattung gemäß § 79 Abs. 5 AMG 
zur Versorgung der Bevölkerung in Sachsen-Anhalt mit 
Cisatracurio NORMON 2 mg/ml in spanischer Aufma-
chung vom 02. Juni 2021 wird wie folgt geändert: 
 
Die unter Ziffer 3 Satz 1 genannte Befristung wird bis 
06.08.2021 verlängert. Sie kann ganz oder teilweise jeder-
zeit widerrufen werden. Sie gilt am Tag nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung durch das LVwA als bekannt ge-
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geben. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch Aus-
hang, im Amtsblatt (Ausgabe vom Juli 2021) und auf der 
Homepage des LVwA. 
 

Begründung 
 

Mit der Verlängerung der Gestattung des Inverkehrbrin-
gens des nicht in Deutschland zugelassenen Fertigarznei-
mittels Cisatracurio NORMON 2 mg/ml in spanischer Auf-
machung durch das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Han-
nover vom 30.06.2021 wurde auf die weiterhin einge-
schränkte Verfügbarkeit cisatracuriumhaltiger Arzneimittel 
reagiert. Da auch in Sachsen-Anhalt befindliche kranken-
hausversorgende und Krankenhausapotheken von die-
sem Engpass betroffen sind, ist eine Fristverlängerung 
eine geeignete, erforderliche und angemessene Maß-
nahme, um dem Versorgungsnotstand zu begegnen. 
 
Gesetzliche Grundlage für die Fristverlängerung ist 
§ 31 Abs. 7 Verwaltungsverfahrensgesetz. 
 
Weiterhin wird die Gestattung erneut zeitlich befristet er-
teilt. Die zeitliche Befristung beruht auf § 79 Abs. 6 AMG. 
Demnach sind die Maßnahmen auf das erforderliche Maß 
zu begrenzen und müssen angemessen sein, den durch 
den Versorgungsmangel hervorgerufenen Gesundheits-
gefahren zu begegnen. Sie orientieren sich an der Aus-
sage zur Lieferfähigkeit des in Deutschland zugelassenen 
Präparates des Verbringenden. 
 
Alle weiteren Bestandteile und Nebenbestimmungen so-
wie Auflagen bleiben unberührt. 
 

Rechtsbehelfsbelehrunq 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage beim örtlich zustän-
digen Verwaltungsgericht erhoben werden. Örtlich zustän-
dig ist das Verwaltungsgericht, in dessen Bezirk der Kläger 
seinen Sitz oder Wohnsitz hat: 
 
- Verwaltungsgericht Halle, Thüringer Str. 16, 06112 Halle 

(Saale) 
- Verwaltungsgericht Magdeburg, Breiter Weg 203 – 206, 

39104 Magdeburg 
 
Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Land Sachsen-An-
halt ist das Verwaltungsgericht Halle, Thüringer Str. 16, 
06112 Halle (Saale), örtlich zuständig. 
 

 
 

---------- 
 
 

D. Sonstige Dienststellen 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Landesamtes für  
Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt,  
Dezernat 33 – Besondere Verfahrensarten 

Allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 1 Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

für die beabsichtigte Verlängerung der  
Vorhabenslaufzeit des 

Kiessandtagebaus Trabitz/Sachsendorf/Schwarz 
 

Die SCHWENK Sand & Kies Nord GmbH & Co. KG legte 
mit Schreiben vom 03.05.2021 beim Landesamt für Geo-
logie und Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB) eine Unter-
lage zur allgemeinen Vorprüfung für die beabsichtigte Än-
derung des bergrechtlich planfestgestellten Abbauvorha-
bens Kiessandtagebau Trabitz/Sachsendorf/Schwarz, Ab-
baufeld B3 vor. Das LAGB führte hierzu die allgemeine 
Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht gemäß § 9 
Abs. 1 u. 4 UVPG i. V. m. § 7 UVPG für die beantragte 
Verlängerung der Vorhabenslaufzeit des Abbaufeldes B3 
um 5 Jahre bis zum 31.12.2027 für den 
 

Kiessandtagebau Trabitz/Sachsendorf/Schwarz 
 
durch. Hierbei wurde das geplante Vorhaben anhand der 
in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien einer Über-
prüfung unterzogen. 
 
Inhaberin der Bewilligung „Trabitz/Sachsendorf/Schwarz“, 
Berechtsams-Nr. II-B-f-231/92 zur Gewinnung des berg-
freien Bodenschatzes „Kiese und Kiessande zur Herstel-
lung von Betonzuschlagstoffen“ ist die Firma SCHWENK 
Sand & Kies Nord GmbH & Co. KG. Der obligatorische 
Rahmenbetriebsplan für das Abbaufeld B3 wurde mit Ent-
scheidung vom 25.04.2006 bergrechtlich planfestgestellt 
und ist aktuell bis zum 31.12.2022 befristet. 
 
Die SCHWENK Sand & Kies Nord GmbH & Co. KG be-
treibt auf Grundlage des o. g. Rahmenbetriebsplans den 
Kiessandtagebau Trabitz/Sachsendorf/Schwarz. Aufgrund 
der Abbauentwicklung der letzten Jahre im Abbaufeld B3 
beantragte die SCHWENK Sand & Kies Nord GmbH & Co. 
KG die Verlängerung der Vorhabenlaufzeit um 5 Jahre bis 
zum 31.12.2027. Änderungen der Gewinnungs- und Auf-
bereitungstechnologie sowie der jährlichen Fördermengen 
und des Transportregimes sind mit der beabsichtigten 
Planänderung nicht vorgesehen. 
 
Die Prüfung gemäß § 9 Abs. 1 u. 4 UVPG i. V. m. § 7 
UVPG anhand der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten 
Kriterien zur Feststellung der UVP-Pflicht bei Änderung 
UVP-pflichtiger Vorhaben ergab, dass die beabsichtigte 
Verlängerung der Vorhabenslaufzeit um 5 Jahre bis zum 
31.12.2027 keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen haben kann und keine wesentliche Änderung des 
ursprünglich bergrechtlich planfestgestellten bergbauli-
chen Vorhabens darstellt. Aus diesem Grund bedarf das 
geplante Änderungsvorhaben keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung. 
 
Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar. Da sie auf einer Vorprüfung be-
ruht, ist die Einschätzung der zuständigen Behörde in ei-
nem gerichtlichen Verfahren betreffend die Zulassungs-
entscheidung nur darauf zu überprüfen, ob die Vorprüfung 
entsprechend den Vorgaben des § 7 UVPG durchgeführt 
worden ist und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können im LAGB, Dezernat 33 – Besondere Verfahrens-
arten, Köthener Straße 38 in 06118 Halle/Saale als der zu-
ständigen Genehmigungsbehörde eingesehen werden. 
Die Bekanntmachung ist auf der Internetseite des LAGB 
unter http://www.lagb.sachsen-anhalt.de/service/bekannt-
machungen/ einsehbar. 
 

---------- 
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Öffentliche Bekanntmachung des Landesamtes für 
Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt über die 

teilweise Aufhebung einer Bergbauberechtigung der 
Mitteldeutschen Baustoffe GmbH 

 
Gemäß § 19 Abs. 1 S. 1 Bundesberggesetz wird die 
 
Bewilligung Nr. II-B-f-10/91 
 
im Bewilligungsfeld Löberitz 
 
für den bergfreien  
Bodenschatz Kiese und Kiessande zur Herstel-

lung von Betonzuschlagstoffen 
 
im Landkreis Saalekreis 
 
auf Antrag vom 12.10.2020 der Inhaberin der Bergbaube-
rechtigung, der Mitteldeutschen Baustoffe GmbH, Köthe-
ner Straße 13 in 06193 Petersberg, teilweise aufgehoben. 
 
Die Begrenzung des verbleibenden Bewilligungsfeldes ist 
im Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-An-
halt einsehbar. 
 
Mit der Bekanntgabe der teilweisen Aufhebung erlischt die 
Bewilligung in dem Umfang, in dem sie aufgehoben wird. 
 

 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Regionalen  
Planungsgemeinschaft Halle zu den Beschlüssen 

V/01-2021 bis V/16-2021 
 
Beschluss V/01-2021 
Die Bekanntmachungen zum Beschluss V/01-2021 (Jah-
resabschluss der Regionalen Planungsgemeinschaft Halle 
für das Haushaltsjahr 2018 und Entlastung des Vorsitzen-
den sowie Einsichtnahme) befindet sich in der Anlage und 
ist Bestandteil dieses Amtsblattes. 
 

Beschluss V/02-2021 
Die Regionalversammlung stellt den Jahresabschluss 
2018 der Regionalen Planungsgemeinschaft Halle fest 
und entlastet den Vorsitzenden der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Halle, Herrn Landrat Ulrich. 
 

 

 
Beschluss V/03-2021 
Die Regionalversammlung beschließt als Grundlage für 
die Entscheidung gemäß § 7 Abs. 2 ROG über die aus der 
öffentlichen Beteiligung und Auslegung des Entwurfs der 
Teiländerung des 2. Entwurfs zur Planänderung des Regi-
onalen Entwicklungsplans für die Planungsregion Halle mit 
Umweltbericht 2017 eingegangenen Anregungen und Be-
denken gemäß Anlage 1 zu TOP 8 eine Prüfung und Be-
wertung nach Gliederungspunkten vorzunehmen. Im 

Nachgang werden basierend auf dem entscheidungsrelva-
nten Abwägungsmaterial zum Planentwurf die für die Pla-
nungsregion Halle bedeutsamen Grundsätze der Raum-
ordnung sowie alle berührten öffentlichen und privaten Be-
lange nach Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen Re-
gelungen gegeneinander und untereinander abgewogen. 
Diese Abwägung bildet die Grundlage für die weiteren pla-
nerischen Entscheidungen. 
 

 
 
Beschluss V/04-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 0 
Sonstiges zu und macht sich diese zu Eigen. 
 

 
Beschluss V/05-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
5.1.4. Entwicklungsachsen zu und macht sich diese zu Ei-
gen. 
 

 
 
Beschluss V/06-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
5.3.6. Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung zu und 
macht sich diese zu Eigen. 
 

 
 
Beschluss V/07-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
5.4.1. Vorrangstandorte mit übergeordneter strategischer 
Bedeutung für neue Industrieansiedlungen zu und macht 
sich diese zu Eigen. 
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Beschluss V/08-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
5.4.2. Vorrangstandorte für landesbedeutsame Industrie- 
und Gewerbeflächen zu und macht sich diese zu Eigen. 
 

 
 
Beschluss V/09-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
5.5.1. Regional bedeutsame Standorte für Industrie und 
Gewerbe zu und macht sich diese zu Eigen. 
 

 
 
Beschluss V/10-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
5.8.2. Vorranggebiete für die Nutzung der Windenergie 
verbunden mit der Wirkung von Eignungsgebieten zu und 
macht sich diese zu Eigen. 
 

 
 
Beschluss V/11-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
5.10.1. Energieversorgung zu und macht sich diese zu Ei-
gen. 
 

 
 
Beschluss V/12-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
10.0. Begründung und 11.0. Anlagen zu und macht sich 
diese zu Eigen. 
 

 
 
Beschluss V/13-2021 
Die Regionalversammlung stimmt der Behandlung der 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken zum Punkt 
Umweltbericht zu und macht sich diese zu Eigen. 
 

 
 
Beschluss V/14-2021 
Die Regionalversammlung beschließt, die für den Entwurf 
„Teiländerung des 2. Entwurfs der Planänderung zum 
REP Halle (Stand: 30.11.2017) vom 10.11.2020“ bedeut-
samen raumordnerischen Erfordernisse sowie öffentlichen 
und privaten Belange werden gemäß § 7 Abs. 2 ROG un-
ter Berücksichtigung der Ergebnisse der Umweltprüfung 
nach § 8 ROG einschließlich aller im Zuge der öffentlichen 
Beteiligung und Offenlage eingegangenen Anregungen 
und Bedenken nach § 9 ROG, die in der Tabelle der Aus-
wertung der Anregungen und Bedenken zum Entwurf der 
Planänderung zusammengeführt sind (vgl. Anlage 1 zu 
TOP 8), gegeneinander und unter-einander abgewogen. 
Dieser Abwägung zu Grunde gelegt werden auch die Ent-
scheidungen gemäß Beschluss-Nr. V/50-2019. Bei der 
Festlegung von Zielen der Raumordnung werden diese 
abschließend abgewogen. Die Regionalversammlung 
stimmt den vorgenannten Abwägungen und Entscheidun-
gen zu und macht sich diese zu Eigen. 
 

 
 
Beschluss V/15-2021 
Die im Zuge der öffentlichen Beteiligung/Offenlage zum 
Entwurf der Teiländerung des 2. Entwurfs zur Planände-
rung des Regionalen Entwicklungsplans für die Planungs-
region Halle 
mit Umweltbericht 2017 eingegangenen Anregungen und 
Bedenken gemäß Anlage 1 zu TOP 8 zu den bedeutsa-
men raumordnerischen Erfordernissen der Planänderung 
wurden von der Regionalversammlung abschließend ab-
gewogen. Im Ergebnis dieses Abwägungsprozesses 
konnten alle raumordnerischen Belange der Planänderung 
geklärt werden. Die Regionalversammlung beschließt un-
ter Einbeziehung der Abwägungsentscheidungen zum 2. 
Entwurf der Planänderung des Regionalen Entwicklungs-
plans für die Planungsregion Halle mit Umweltbericht 2017 
(Beschluss-Nr. V/50-2019), dass eine erneute Beteiligung 
und Auslegung des Entwurfs zur Planänderung zum Regi-
onalen Entwicklungsplan (REP) Halle 2010 mit Umweltbe-
richt, in der als Anlage zu TOP 10 beigefügten Fassung, 
wegen erheblicher Änderungen des Planentwurfs nicht er-
forderlich ist. 
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Beschluss V/16-2021 
Die Regionalversammlung beschließt gemäß § 9 Abs. 3 
Satz 1 Landesentwicklungsgesetz (LEntwG LSA) im Er-
gebnis und auf Grundlage der vorgenommenen Abwägun-
gen gemäß Beschluss-Nr. B V/15-2021 die Planänderung 
des Regionalen Entwicklungsplans (REP) Halle 2010, in 
der als Anlage zu TOP 10 beigefügten Fassung. Die 
Planänderung des Regionalen Entwicklungsplans (REP) 
Halle 2010 bedarf gemäß § 9 Abs. 3 Satz 2 der Genehmi-
gung der obersten Landesentwicklungsbehörde. Die Ge-
schäftsstelle wird beauftragt, die Planänderung REP Halle 
in der beschlossenen Fassung zur Genehmigungseinrei-
chung bei der obersten Landesentwicklungsbehörde vor-
zubereiten und ggf. Ergänzungen redaktioneller Art einzu-
arbeiten. 
 

 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Regionalen  
Planungsgemeinschaft Magdeburg über die  

Regionalversammlung am 28.07.2021 
 
Die nächste Sitzung der Regionalversammlung des kom-
munalen Zweckverbandes „Regionale Planungsgemein-
schaft Magdeburg“ findet am 28.07.2021 um 16.00 Uhr im 
Ratssaal der Landeshauptstadt Magdeburg, Alter Markt 6 
in 39104 Magdeburg zu folgender Tagesordnung statt: 
 

Tagesordnung Regionalversammlung 28.07.2021 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
TOP 1 Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
TOP 2 Bestätigung der Tagesordnung  
 
TOP 3 Bestätigung der Niederschrift der Sitzung vom 

17.02.2021 
 
TOP 4 Entgegennahme des Jahresabschlusses 2019 

und Entlastung des Vorsitzenden 
 
TOP 5 Aufstellung des Sachlichen Teilplanes „Zentrale-

Orte-Konzept – Festlegung der grundzentralen 
Orte in der Planungsregion Magdeburg“ 

 
TOP 6 Bericht des Vorsitzenden über wichtige Angele-

genheiten des Zweckverbandes 
 

TOP 7 Mitteilungen, Anfragen, Anregungen 
 
Magdeburg, 08.07.2021 
 
gez. Markus Bauer 
Vorsitzender 
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Anlage 

zum Amtsblatt Nr. 7/2021 

15. Juli 2021 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Halle zum Beschluss V/01-2021 
• Jahresabschluss der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Halle für das Haushaltsjahr 2018 und Entlastung des 
Vorsitzenden sowie Einsichtnahme 






